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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Barbara Fuchs, 
Stephanie Schuhknecht, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, 
Verena Osgyan, Tim Pargent, Gisela Sengl, Benjamin Adjei, Kerstin Celina, Tessa 
Ganserer, Christina Haubrich, Claudia Köhler, Andreas Krahl, Eva Lettenbauer 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2021; 
hier: Textilrecycling am Standort Augsburg 
 (Kap. 07 02 Tit. 526 11) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 werden die Mittel in Tit. 526 11 von 0,1 Mio. Euro um 0,22 Mio. Euro auf 
0,32 Mio. Euro erhöht.  

Mit den zusätzlichen Mitteln wird eine Studie finanziert, die den Standort Augsburg in 
Hinsicht auf einen Textil-Recycling-Hub im nationalen Vergleich einordnet und mit der 
schon beauftragten Wasserstoffsystemstudie des bifa Umweltinstituts verbindet.  

Es soll untersucht werden, wie durch den Aufbau eines nationalen Recycling-Hubs in 
Bayern/Augsburg eine nachhaltige und klimaneutrale Produktion von neuen Fasern aus 
Alttextilien als zukunftsgerichteter Sekundär-Rohstoff ermöglicht werden kann. 

 

 

Begründung: 

Die gesetzliche Vorgabe der Verwertung von Alttextilien ab 2025 kann sowohl Teil der 
Bayerischen Wasserstoff-Strategie werden als auch klimaneutral und nachhaltig Roh-
stoffe für die bayerische Textilindustrie erzeugen. 

Unternehmen, die in der Europäischen Union (EU) Textilien in Verkehr bringen, müssen 
ab 2025 gem. der Alttextilien-Verordnung der EU den Nachweis der stofflichen oder 
energetischen Verwertung führen. Der teilweise sehr hohe Kunststoffanteil in Textilien 
kann zum Teil in „blauen“ Wasserstoff umgewandelt werden. Der dadurch erzeugte 
Wasserstoff kann die energetische Grundlage für die stoffliche Verwertung von Alttex-
tilien mit hohem Baumwollanteil sein. Aus baumwollbasierten Textilien können durch 
den Energieeintrag aus dem entstehenden Wasserstoff cellulosebasierte Fasern zu 
wettbewerbsfähigen Preisen hergestellt werden. Der bayerischen Textilindustrie wird so 
durch den „blauen“ Wasserstoff nachweisbar ein nachhaltig erzeugter Rohstoff für be-
stehende und neue Produkte produktionsnah und klimaneutral zur Verfügung gestellt 
werden können. 

Notwendig ist dafür ein Recycling-Hubs in Bayern/Augsburg mit süddeutschem Ein-
zugsgebiet. Aufgabe dieses Zentrums soll es sein, sowohl die bekannten Masseströme 
von Textilien als auch die in Deutschland heute schon vorhandene wissenschaftliche 
Kompetenz zu bündeln und auf das dargestellte Ziel auszurichten. 
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Die derzeit in Deutschland vorhandene Infrastruktur zur Sammlung von Textilen ist flä-
chendeckend vorhanden. Deutschland steht hier im europäischen Vergleich mit an der 
Spitze der Mitgliedsstaaten. Aus wirtschaftlichen Gründen werden die Textilien nur zu 
einem geringen und weiter sinkenden Anteil von 12 Prozent stofflich verwertet. Stoffli-
che Verwertung ist aber die Basis für sinnvolles Recycling! Leider ist zusätzlich davon 
auszugehen, dass der prozentuale Anteil der stofflichen Verwertung noch weiter sinken 
wird. Grund hierfür ist das sog. fast fashion, durch das immer mehr Textilien mit immer 
weiter sinkender Qualität auf den Weltmarkt gebracht werden. Die sinkende Qualität 
macht eine stoffliche Verwertung der Textilien noch unwirtschaftlicher.  

Universitäten, Hochschulen und Institute in Aachen, Chemnitz und Augsburg haben 
dies vor ca. zwei Jahren zum Anlass genommen und Forschungsanträge an das Bun-
desforschungsministerium gestellt; dies wegen der Unvereinbarkeit zwischen dem o. g. 
Projektziel und aller bestehenden fördertechnischen Vorgaben ohne Erfolg. 

Gleichzeitig sind Textilverbände auf europäischer und nationaler Ebene zusammen mit 
den zuständigen nationalen Ministerien aktiv, um eine wirtschaftlich vertretbare Lösung 
für die Umsetzung der EU-Verordnungen in nationales Recht ab 2025 zu entwickeln. 
So genannte Recycling-Hubs sollen danach nicht nur die Textilströme bündeln und frak-
tionieren, sondern auch durch angewandte Forschung die o. g. Recyclingquote erhö-
hen. 

Bayern und insbesondere Augsburg könnte der erste Standort eines solchen „Recyc-
ling-Hubs“ mit europäischer Ausstrahlung sein. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Claudia Köhler, Barbara 
Fuchs, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim 
Pargent, Gisela Sengl, Benjamin Adjei, Kerstin Celina, Tessa Ganserer, Christina 
Haubrich, Andreas Krahl, Eva Lettenbauer, Stephanie Schuhknecht und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2021; 
hier: Zuschüsse zur Förderung von FuE-Verbundvorhaben und sonstiger Vorha-

ben der Bayerischen Luftfahrtindustrie (BayLu25)  
 (Kap. 07 02 Tit. 686 59) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 werden die Mittel in Tit. 686 59 „Zuschüsse zur Förderung von FuE-Ver-
bundvorhaben und sonstiger Vorhaben der Bayerischen Luftfahrtindustrie (BayLu25)“ 
um 20 Mio. Euro gekürzt. 

 

 

Begründung: 

Bayern will die Neuauflage eines Raumfahrtforschungsförderprogramms mit 20 Mio. 
Euro im Jahr 2021 fördern. Es will damit ein Zeichen in der allgemeinen Raumfahrtfor-
schungsförderung und in der Luft- und Raumfahrtforschung zur weltweiten Spitze ge-
hören. Außer Schlagwörtern liegen aber bisher keine Kriterien für die Ausgestaltung 
des Raumfahrtforschungsprogramms vor, was eine Förderungssumme in dieser Höhe 
rechtfertigen könnte.  
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier:  Mobilität IV – Zuschüsse für Investitionen bei Forschungsvorhaben und 

sonstige Vorhaben im Bereich Wasserstoff- und Batterietechnologie  
 (Kap. 07 02 Tit. 892 60) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 Tit. 892 60 wird die Zweckbestimmung „Zuschüsse für Investitionen bei 
Forschungsvorhaben und sonstige Vorhaben im Bereich Wasserstoff- und Batterietech-
nologie“ umbenannt in „Zuschüsse für Forschungsvorhaben und sonstige Vorhaben im 
Bereich Wasserstoff-, Erdgas-, synthetischer Kraftstoff-, und Batterietechnologie“ und 
der Ansatz von 26.000,0 Tsd. Euro um 14.000,0 Tsd. Euro auf 40.000,0 Tsd. Euro er-
höht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

 

Begründung: 

Als ein wichtiger Aspekt der sozialen Marktwirtschaft darf die horizontale Industriepolitik 
in Ausnahmefällen Themenschwerpunkte bei Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
(F&E) setzen. Dies jedoch unter dem Verständnis, dass private Unternehmen im freien 
Wettbewerb effektiver sind, perspektivische Zukunftstechnologien zu erkennen und 
marktreif zu machen. Daher ist das Einhalten der Technologie- und Ergebnisoffenheit 
bei der Setzung von F&E-Schwerpunkten durch staatliche Förderung von grundlegen-
der Wichtigkeit.  

Die Automobilbranche ist für Bayern – mehr noch als für Deutschland insgesamt – eine 
Schlüsselindustrie für Wohlstand, Innovation und Beschäftigung. Im Kern der Industrie, 
also im Bereich „Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen“, erwirtschafteten 
laut dem Bayerischen Landesamt für Statistik (2019) im Jahr 2018 rund 208 000 Be-
schäftigte einen Umsatz von 106,5 Mrd. Euro – das entspricht 28,4 Prozent des Umsat-
zes des verarbeitenden Gewerbes im Freistaat (in Deutschland insgesamt sind es nur 
22,1 Prozent). Von diesen 208 000 Beschäftigten entfallen rund 60 Prozent auf die Au-
tomobilzulieferer. 

In der bayerischen Industriepolitik ist zu erkennen, dass im Bereich der alternativen 
Mobilität klare Förderungsschwerpunkte bei der E-Mobilität und der Wasserstofftechno-
logie gesetzt sind. Vor allem bei der Unterstützung der H2O-Technologie ist dies nicht 
verwerflich und sogar zu begrüßen. Nach Einschätzungen des Zentrums für Indust-
rieökonomik und neue Technologien des ifo Instituts, ist im Rahmen des Strukturwan-
dels in der Automobilbranche der größere Anteil der Wertschöpfung in Bayern vor allem 
durch die Produktion der Brennstoffzelle zu bewahren. Der Wandel hin zur Elektrobat-
terie hingegen, welche hauptsächlich in Asien produziert wird, wird allein die bayeri-
schen Zulieferer ca. 55 000 Arbeitsplätze bis 2025 kosten. Auch produzieren E-Autos 
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in ihrem Lebenszyklus mit dem gegenwärtigen deutschen Strommix mehr CO2 als kon-
ventionelle Verbrenner.  

Die Technologie- und Ergebnisoffenheit bei der Setzung von F&E-Schwerpunkten ist 
nicht nur in der öffentlichen Intention, sondern auch bei der staatlichen Finanzierung de 
facto einzuhalten. Daher sollte die Forschungsförderung alternativer Antriebsmethoden 
auf weitere Bereiche, wie, z. B. synthetische Kraftstoffe, Erdgasmotoren, und andere 
zukunftsfähige Technologien ausgeweitet werden. 

Synthetische Kraftstoffe bieten im Sinne der Wertschöpfungspotenziale, CO2-Einspa-
rung und Einfachheit maßgebliche Vorteile. Synthetische Kraftstoffe können aus Kohle 
und dem CO2 der Luft oder aus Abgasen gewonnen werden, sind somit CO2-neutral 
bzw. CO2-arm. Synthetische Kraftstoffe kann man in allen Verbrennungsmotoren un-
eingeschränkt nutzen. Die vorhandene Tankstelleninfrastruktur kann weiterhin verwen-
det werden.  

Des Weiteren sind konventionelle Verbrennungsmotoren und die bestehende Tankstel-
len-Infrastruktur relativ einfach für den (hybriden) Betrieb mit Erdgas (CNG) umzurüs-
ten. Der Umbau dauert einen Werktag und kostet je Pkw zwischen 3.500 bis 4.500 Euro. 
Der Erdgasantrieb sehr sauber: bei der Verbrennung von CNG entsteht 25 Prozent we-
niger CO2 als bei Benzin, keine Partikel und kaum messbare Mengen an Stickoxiden. 
CNG als Kraftstoff ist billig: der durchschnittliche Tankstellenpreis von CNG lag 2019 
bei 1,13 Euro, was bei den meisten Fahrzeugen zu Kosten unter 5 Euro pro 100 km 
führt. Die durchschnittlichen Wartungskosten belaufen sich dabei in etwa auf die des 
Benziners.  

Über synthetische Kraftstoffe und Erdgasverwertung bleibt mit dem Verbrennungsmotor 
die Wertschöpfungskette in der deutschen und bayerischen Automobilindustrie erhalten 
und wird sogar erhöht. 

 

 



 

18. Wahlperiode 02.02.2021 Drucksache 18/12985 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier:  Digital VI – Zuschüsse und sonstige Ausgaben im Bereich 6. Generation   

Mobilfunk  
 (Kap. 07 02 Tit. 883 74) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 Tit. 883 74 wird der Ansatz von 25.000,0 Tsd. Euro um 5.000,0 Tsd. Euro 
auf 30.000,0 Tsd. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

 

Begründung: 

Im Breitbandausbau befindet sich Bayern hinter Niedersachsen, Schleswig-Holstein, 
den Niederlanden, England, Norwegen und Island. Reine Glasfaseranschlüsse sind nur 
für 11,6 Prozent der Haushalte in Bayern verfügbar. Jedoch ist das Staatsministerium 
für Digitales nicht für den Breitbandausbau zuständig. Darum kümmert sich das Lan-
desamt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, das zum Staatsministerium der 
Finanzen und für Heimat gehört. Für rund 40 Prozent der bayerischen Unternehmen ist 
die aktuelle Festnetz- und Mobilfunkinfrastruktur nicht ausreichend. Beim Anteil der 
Haushalte mit LTE-Mobilfunk (4G) liegt Deutschland hinter Ländern wie China und Un-
garn. Im Bereich 4G-Netzabdeckung und Mobilfunkbreitbandnutzung liegt Deutschland 
auf Platz 23 aus den 27 EU-Ländern. Jedoch ist das Staatsministerium für Digitales 
auch hierfür nicht zuständig: die Netzabdeckung für Handys kontrollieren das Staatsmi-
nisterium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie und das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur. 

Der Ausbau des 5-G- und 6-G-Netzwerkes ist vor allem bei Industriestandorten zu for-
cieren. Gleichzeitig müssen medizinische Studien über die langfristigen gesundheitli-
chen Effekte der 5-G- und 6-G-Technologien finanziert werden. 

Der marktorientierte eigenfinanzierte Netzausbau soll vorranging stimuliert werden. 
Aber auch staatliche Investitionen in die technische Infrastruktur müssen effizienter wer-
den. Hierbei sollen die Akquise neuer Mobilfunkstandorte vereinfacht, die Genehmi-
gungsverfahren beschleunigt, Gigabit-Voucher an Unternehmen verteilt, und die Gi-
gabit-Anbindung von Behörden vorangetrieben werden. Datenverwaltungsverfahren 
und -konventionen sollten harmonisiert und gemeinsame Vorlagen für den Datenaus-
tausch vereinbart werden. Datenstrategien zur Unterstützung grenzüberschreitender 
Unternehmen müssen implementiert werden. Das digitale Förderwesen für Unterneh-
men muss vereinfacht werden. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Christian Zwanziger, 
Barbara Fuchs, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena 
Osgyan, Tim Pargent, Gisela Sengl, Dr. Markus Büchler, Patrick Friedl, Christian 
Hierneis, Paul Knoblach, Rosi Steinberger, Martin Stümpfig, Hans Urban und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2021; 
hier: Kürzung der Zuschüsse zu Ausbau und Modernisierung der Seilbahnen und 

der Zuschüsse zum Ausbau und Modernisierung der Seilbahnen 
 (Kap. 07 02 Tit. 839 83 u. Kap. 07 04 Tit. 893 78) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

In Kap. 07 02 werden die Mittel im Tit. 893 83 „Zuschüsse zu Ausbau und Modernisie-
rung der Seilbahnen“ um 5,2 Mio. Euro und in Kap. 07 04 im Tit. 893 78 „Zuschüsse 
zum Ausbau und Modernisierung der Seilbahnen“ um 5 Mio. Euro gekürzt. 

 

 

Begründung: 

Um einen ganzjährigen, nachhaltigen Tourismus zu gewährleisten, sollte nur die um-
weltverträgliche Erneuerung von Liftanlagen auf bestehenden Trassen, die auch ganz-
jährig genutzt werden können, gefördert werden. Im Seilbahnförderprogramm werden 
jedoch auch Beschneiungsanlagen und Neubauten von Liftanlagen gefördert. Aufgrund 
der Klimakrise stellt der Bau von Beschneiungsanlagen keine nachhaltige Perspektive 
für den Tourismus dar. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Christian Zwanziger, 
Barbara Fuchs, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena 
Osgyan, Tim Pargent, Gisela Sengl, Dr. Markus Büchler, Patrick Friedl, Christian 
Hierneis, Paul Knoblach, Rosi Steinberger, Martin Stümpfig, Hans Urban und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2021; 
hier: Zuweisung an Gemeinden und Gemeindeverbände im Rahmen der Richtli-

nie zur Förderung von öffentlichen Infrastruktureinrichtungen (RÖFE) 
 (Kap. 07 02 Tit. 883 83) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 werden die Mittel in Tit. 883 83 „Zuweisung an Gemeinden und Gemein-
deverbände im Rahmen der Richtlinie zur Förderung von öffentlichen Infrastrukturein-
richtungen (RÖFE)“ um 4,2 Mio. Euro gekürzt. 

 

 

Begründung: 

Die Gemeinden werden bereits in Kap. 07 04 in der TG 78 – 79 „Maßnahmen zur För-
derung des Tourismus einschließlich Saisonverlängerung“ mit zusätzlich 12 Mio. Euro 
für die attraktivitätserhöhende Neugestaltung, Ergänzung oder Modernisierung von Ein-
richtungen der Tourismusinfrastruktur im Rahmen des RÖFE gefördert. Aber mindes-
tens genauso dringend als die Erneuerung der touristischen Infrastruktur sind für die 
Tourismus-Hotspots in Bayern Maßnahmen zur Besucherlenkung. Die 4,2 Mio. Euro 
sollen dafür eingesetzt werden. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier: Digital IV – Zweckgebundene Zuwendungen zum Ausbau und zur Verbesse-

rung der Finanzierung von Innovations- und Digitalisierungsvorhaben so-
wie von innovativen Unternehmen  

 (Kap. 07 02 Tit. 891 84) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

Bei Kap. 07 02 Tit. 891 84 wird der Ansatz von 1.250,0 Tsd. Euro um 750,0 Tsd. Euro 
auf 2.000,0 Tsd. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

 

Begründung: 

In Fragen Digitalisierung nimmt Bayern unter den Bundes- und EU-Ländern nur den 
Mittelwert ein. Im aktuellen Digitalisierungsindex der Telekom erreicht Bayern nur Mit-
telwert zwischen den Bundesländern. 

Die Digitalisierung (Industrie 4.0) ist ein dynamischer disruptiver Strukturwandel, wel-
cher sich in Deutschland, u. a. über fehlendes digitales Knowhow der Arbeitskräfte und 
Unternehmen auswirkt. In diesen drei Bereichen sollte die Regierung handeln: Geneh-
migungsverfahren beschleunigen, Gigabit-Voucher austeilen, das digitale Förderwesen 
für Unternehmen vereinfachen. 

Leider blieb Bayern mit Staatsausgaben (einschließlich Ausgaben für Hochschulen) für 
Forschung und Entwicklung von nur 0,7 Prozent des regionalen BIP im Jahr 2018 hinter 
über 100 verschiedenen europäischen Regionen und Ländern zurück, darunter viele 
nord- und osteuropäische Länder. Die bayerischen staatlichen Beihilfen für Forschung 
und Entwicklung (F&E) waren noch geringer. Dies zeigt sich daran, dass die deutschen 
staatlichen F&E-Beihilfen insgesamt weniger als 0,05 Prozent des BIP ausmachten und 
hinter Ländern wie Finnland, Tschechien, Ungarn, Belgien, Polen, dem Vereinigten Kö-
nigreich und Frankreich (0,1 bis 0,5 Prozent des BIP) zurückblieben. 

Das rückläufige Produktivitätswachstum und die Zombifizierung der bayerischen Wirt-
schaft sind u. a. auf eine sinkende Gründungsdynamik zurückzuführen. Wurden im Zeit-
raum 2007 bis 2009 46 Prozent (64 Prozent) der Early Stage (Later Stage)-Investments 
in Bayern und Baden-Württemberg getätigt, so waren es zwischen 2016 und 2018 nur 
noch 28 Prozent (27 Prozent). Auch die Bedeutung anderer Flächenländer ist tenden-
ziell rückläufig. 

Eine erfolgreiche Gründerszene einer Volkswirtschaft stärkt also maßgeblich ihre Inno-
vationskraft. Die Anzahl der Gründungen in den letzten Jahren war stark rückläufig. Da 
Gründungsförderpolitik immer auch Innovationspolitik ist, sollten die hemmenden Bar-
rieren zur Innovationsförderung in den Förderprogrammen deutlich reduziert werden.  
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier:  Digital V – Zuschüsse zur Durchführung des Förderprogramms   

Digitalbonus für KMU  
 (Kap. 07 02 Tit. 683 84) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 Tit. 683 84 wird die Zweckbestimmung „Zuschüsse zur Durchführung des 
Förderprogramms Digitalbonus für KMU“ umbenannt in „Zuschüsse zur Durchführung 
des Förderprogramms Digitalbonus für KMU und Soloselbstständige“ und der Ansatz 
von 20.000,0 Tsd. Euro um 10.000,0 Tsd. Euro auf 30.000,0 Tsd. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

Begründung: 

In Fragen Digitalisierung nimmt Bayern unter den Bundes- und EU-Ländern nur den 
Mittelwert ein. Im aktuellen Digitalisierungsindex der Telekom erreicht Bayern nur Mit-
telwert zwischen den Bundesländern. 

Die Digitalisierung (Industrie 4.0) ist ein dynamischer disruptiver Strukturwandel, wel-
cher sich in Deutschland über u.a. fehlendes digitales Knowhow der Arbeitskräfte und 
Unternehmen auswirkt. In diesen drei Bereichen sollte die Regierung Genehmigungs-
verfahren beschleunigen, Gigabit-Voucher austeilen, das digitale Förderwesen für Un-
ternehmen vereinfachen. 

Leider sind ohne sachlichen Grund Soloselbstständige von der Fördermöglichkeit des 
bayerischen „Digitalbonus“ ausgeschlossen. Dabei sind etwa Rechtsanwälte – im Ge-
gensatz zu Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft – dazu verpflichtet, zur Ausübung 
ihr es Berufs mit Behörden und Gerichten digital zu kommunizieren. Hier besteht offen-
sichtlich eine Benachteiligung, die umgehend aufgehoben werden muss. Der Freistaat 
sollte sich dabei ein Beispiel an den Nachbarländern Baden-Württemberg und Hessen 
nehmen, die bei vergleichbaren Förderprogrammen wie der „Digitalisierungsprämie“ 
und dem „Zuschuss zu Digitalisierungsmaßnahmen“ Soloselbstständigen dieselben 
Rechte einräumen wie Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier: Forschung und Entwicklung (F&E) IV - Zuschüsse und sonstige Ausgaben 

zur Förderung von technologieorientierten und/oder digitalen Unterneh-
mensgründungen, Netzwerkaktivitäten und Maßnahmen in der Vorgrün-
dungsphase  

 (Kap. 07 02 Tit. 683 82) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 Titel 683 82 wird der Ansatz von 8.000,0 Tsd. Euro um 2.500,0 Tsd. Euro 
auf 10.500,0 Tsd. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

 

Begründung: 

Leider blieb Bayern mit Staatsausgaben (einschließlich Ausgaben für Hochschulen) für 
Forschung und Entwicklung von nur 0,7 Prozent des regionalen BIP im Jahr 2018 hinter 
über 100 verschiedenen europäischen Regionen und Ländern zurück, darunter viele 
nord- und osteuropäische Länder. Die bayerischen staatlichen Beihilfen für F&E waren 
noch geringer. Dies zeigt sich daran, dass die deutschen staatlichen F&E-Beihilfen ins-
gesamt weniger als 0,05 Prozent des BIP ausmachten und hinter Ländern wie Finnland, 
Tschechien, Ungarn, Belgien, Polen, dem Vereinigten Königreich und Frankreich (0,1 
bis 0,5 Prozent des BIP) zurückblieben. 

Das rückläufige Produktivitätswachstum und die Zombifizierung der bayerischen Wirt-
schaft sind u.a. auf eine sinkende Gründungsdynamik zurückzuführen. Wurden im Zeit-
raum 2007 bis 2009 46 Prozent (64 Prozent) der Early Stage (Later Stage)-Investments 
in Bayern und Baden-Württemberg getätigt, so waren es zwischen 2016 und 2018 nur 
noch 28 Prozent (27 Prozent). Auch die Bedeutung anderer Flächenländer ist tenden-
ziell rückläufig. 

Eine erfolgreiche Gründerszene einer Volkswirtschaft stärkt also maßgeblich ihre Inno-
vationskraft. Die Anzahl der Gründungen in den letzten Jahren war stark rückläufig. Da 
Gründungsförderpolitik immer auch Innovationspolitik ist, sollten die hemmenden Bar-
rieren zur Innovationsförderung in den Förderprogrammen deutlich reduziert werden.  
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier: KMU I – Zuwendung zur Errichtung eines Wachstumsfonds und Scale-up-

Fonds für Beteiligungen an technologieorientierten Start-ups in der Wachs-
tumsphase und zur Bereitstellung von Wagniskapital  

 (Kap. 07 02 Tit. 686 82) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushalts 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 Titel 686 82 wird der Ansatz von 42.000,0 Tsd. Euro um 18.000,0 Tsd. 
Euro auf 60.000,0 Tsd. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

 

Begründung: 

Der Entwicklungsprozess eines Startups hin zu einem KMU wird als „Scale-up“ bezeich-
net und bildet den Zwischenschritt hin zu einem etablierten Unternehmen. Wesentlicher 
Erfolgsfaktor für diese Entwicklung ist die Verfügbarkeit und der Zugang zu Anschluss-
finanzierung (Scale-up Capital). Es ist gemeinhin zu beobachten, dass Unternehmen, 
die innerhalb des eigenen Ökosystems nach Möglichkeiten zur Anschlussfinanzierung 
suchen, dabei schnell an ihre Grenzen kommen. Dies belegt auch eine jüngst publi-
zierte Studie des Startup-Zentrums TechQuartier und der Goethe Universität Frankfurt. 
Dort werden die knappe Verfügbarkeit und der fehlende Zugang zu Scale-up Kapital als 
wesentliche Gründe genannt, wieso Deutschland bisher vergleichsweise wenige Scale-
ups hervorgebracht hat. 

Im internationalen Vergleich, insbesondere mit den USA und dem Vereinigten König-
reich, fehlt es Deutschland und Bayern an Volumen im Bereich Beteiligungs- und Wag-
niskapital durch private Investoren (sog. „Private Equity“). Aufgrund des beschränkten 
Zugangs zum öffentlichen Kapitalmarkt ist Wagnis- und Wachstumskapital für Startups 
von besonderer Bedeutung. Risikokapitalfinanzierungen erfolgen in der Regel durch Ei-
genkapital oder einen Mix von Eigen- und Fremdkapital (Hybrid-/Mezzanine-Kapital). 
Hier hinkt Deutschland im internationalen Vergleich noch immer hinterher. So lag der 
Anteil von Wagniskapitalinvestitionen am BIP in Deutschland mit 0,02 Prozent unter 
dem gesamteuropäischen Durchschnitt von 0,03 Prozent.  

Knapp ein Drittel aller Gründer mit Wagniskapital-Finanzierung erhielten das Kapital 
über öffentliche Investoren – dies deutet daraufhin, dass es hierzulande an Anreizen für 
private Investitionen in Wagniskapital und Startups mangelt, wie es sie z.B. in den USA, 
Großbritannien und Kanada gibt. Nur jeder sechste Startup in Deutschland nutzt über-
haupt Risikokapital als Finanzierungsquelle.  

Daher empfiehlt das IfW Kiel, die Finanzierung über Scale-Up-Fonds, sowie die Rah-
menbedingungen für höhere Investitionen in Wagniskapital zu verbessern.  
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier: Mobilität V – Zuschüsse zu Projekten im Bereich „Mobilität der Zukunft“ 

(Technologieförderung)  
 (Kap. 07 02 Tit. 686 86) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 Tit. 686 86 wird der Ansatz von 2.000,0 Tsd. Euro um 2.000,0 Tsd. Euro 
auf 4.000,0 Tsd. Euro erhöht.  

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

 

Begründung: 

Die Erhöhung dient der Förderung der Forschung und Entwicklung von synthetischen 
Kraftsoffen und Antriebsystemen auf Basis von Erdgastechnologie. 

Als ein wichtiger Aspekt der sozialen Marktwirtschaft darf die horizontale Industriepolitik 
in Ausnahmefällen Themenschwerpunkte bei Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
(F&E) setzen. Dies jedoch unter dem Verständnis, dass private Unternehmen im freien 
Wettbewerb effektiver sind, perspektivische Zukunftstechnologien zu erkennen und 
marktreif zu machen. Daher ist das Einhalten der Technologie- und Ergebnisoffenheit 
bei der Setzung von F&E-Schwerpunkten durch staatliche Förderung von grundlegen-
der Wichtigkeit.  

Die Automobilbranche ist für Bayern – mehr noch als für Deutschland insgesamt – eine 
Schlüsselindustrie für Wohlstand, Innovation und Beschäftigung. Im Kern der Industrie, 
also im Bereich „Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen“, erwirtschafteten 
laut dem Bayerischen Landesamt für Statistik (2019) im Jahr 2018 rund 208 000 Be-
schäftigte einen Umsatz von 106,5 Mrd. Euro – das entspricht 28,4 Prozent des Umsat-
zes des verarbeitenden Gewerbes im Freistaat (in Deutschland insgesamt sind es nur 
22,1 Prozent). Von diesen 208 000 Beschäftigten entfallen rund 60 Prozent auf die Au-
tomobilzulieferer.  

In der bayerischen Industriepolitik ist zu erkennen, dass im Bereich der alternativen 
Mobilität klare Förderungsschwerpunkte bei der E-Mobilität und der Wasserstofftechno-
logie gesetzt sind. Vor allem bei der Unterstützung der H2O-Technologie ist dies nicht 
verwerflich und sogar zu begrüßen. Nach Einschätzungen des Zentrums für Indust-
rieökonomik und neue Technologien des ifo Instituts, ist im Rahmen des Strukturwan-
dels in der Automobilbranche der größere Anteil der Wertschöpfung in Bayern vor allem 
durch die Produktion der Brennstoffzelle zu bewahren. Der Wandel hin zur Elektrobat-
terie hingegen, welche hauptsächlich in Asien produziert wird, wird allein die bayeri-
schen Zulieferer ca. 55.000 Arbeitsplätze bis 2025 kosten. Auch produzieren E-Autos 
in ihrem Lebenszyklus mit dem gegenwärtigen deutschen Strommix mehr CO2 als kon-
ventionelle Verbrenner. 
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Die Technologie- und Ergebnisoffenheit bei der Setzung von F&E-Schwerpunkten ist 
nicht nur in der öffentlichen Intention, sondern auch bei der staatlichen Finanzierung de 
facto einzuhalten. Daher sollte die Forschungsförderung alternativer Antriebsmethoden 
auf weitere Bereiche, wie, z. B. synthetische Kraftstoffe, Erdgasmotoren, und andere 
zukunftsfähige Technologien ausgeweitet werden. 

Synthetische Kraftstoffe bieten im Sinne der Wertschöpfungspotenziale, CO2-Einspa-
rung und Einfachheit maßgebliche Vorteile. Synthetische Kraftstoffe können aus Kohle 
und dem CO2 der Luft oder aus Abgasen gewonnen werden, sind somit CO2-neutral 
bzw. CO2-arm. Synthetische Kraftstoffe kann man in allen Verbrennungsmotoren un-
eingeschränkt nutzen. Die vorhandene Tankstelleninfrastruktur kann weiterhin verwen-
det werden.  

Des Weiteren sind konventionelle Verbrennungsmotoren und die bestehende Tankstel-
len-Infrastruktur relativ einfach für den (hybriden) Betrieb mit Erdgas (CNG) umzurüs-
ten. Der Umbau dauert einen Werktag und kostet je Pkw zwischen 3.500 bis 4.500 Euro. 
Der Erdgasantrieb sehr sauber: bei der Verbrennung von CNG entsteht 25 Prozent we-
niger CO2 als bei Benzin, keine Partikel und kaum messbare Mengen an Stickoxiden. 
CNG als Kraftstoff ist billig: der durchschnittliche Tankstellenpreis von CNG lag 2019 
bei 1,13 Euro, was bei den meisten Fahrzeugen zu Kosten unter 5 Euro pro 100 km 
führt. Die durchschnittlichen Wartungskosten belaufen sich dabei in etwa auf die des 
Benziners.  

Über synthetische Kraftstoffe und Erdgasverwertung bleibt mit dem Verbrennungsmotor 
die Wertschöpfungskette in der deutschen und bayerischen Automobilindustrie erhalten 
und wird sogar erhöht. 

 

 



 

18. Wahlperiode 29.01.2021 Drucksache 18/12823 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Barbara Fuchs, Dr. Mar-
kus Büchler, Benjamin Adjei, Kerstin Celina, Tessa Ganserer, Christina Haubrich, 
Claudia Köhler, Andreas Krahl, Eva Lettenbauer, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2021; 
hier: Förderung von betrieblicher Ladeinfrastruktur für Mitarbeitende  
 (Kap. 07 02 Tit. 892 86) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 werden die Mittel in Tit. 892 86 von 5 Mio. Euro auf 10 Mio. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus Kap. 13 06 neuer Tit. „Einnahmen aus der Auflage von Green 
Bonds“ 

Der Tit. wird neu beantragt. 

 

 

Begründung: 

Die Neuzulassungen von Elektroautos nehmen stetig zu. Eine der größten Herausfor-
derungen für die Elektromobilität ist nach wie vor die mangelhafte Ladeinfrastruktur. Die 
bisherigen Förderinstrumente sind meist auf den öffentlichen Raum bzw. Wohnge-
bäude beschränkt. Betriebliche Ladepunkte bieten ein großes Potenzial für einen wei-
teren Ausbau der Ladeinfrastruktur. Ladestationen an der Arbeitsstätte können gerade 
für Arbeitnehmende, die keine privaten Lademöglichkeiten haben (z. B. bei Mietshäu-
sern ohne eigenen Stellplatz) letztlich das entscheidende Anschaffungsargument für 
ein Elektrofahrzeug sein. Mit einer Erweiterung des bayerischen Förderspektrums für 
Elektromobilität soll auch die Installation von Ladestationen inkl. Netzanschluss mit an-
schließendem Betrieb mit 100 Prozent erneuer­baren Energien sowie Leasing/Miete/ 
Contracting von betrieblicher Ladeinfrastruktur in Bayern im nicht öffentlichen Raum 
gefördert werden. So wird es durch die geförderte Ausstattung von Unternehmenspark-
plätzen für Mitarbeitende einen zusätzlichen Anschub für die Ladeinfrastruktur geben. 
Das trägt dazu bei, dass auch Plug-in-Hybridflottenfahrzeuge direkt an der Arbeitsstätte 
geladen und so vermehrt batterieelektrisch gefahren werden. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Ferdinand Mang, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Gerd Mannes, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier: Zuschüsse für Investitionen zur Förderung der Ladeinfrastruktur für Elekt-

rofahrzeuge  
 (Kap. 07 02 Tit. 892 86) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

In Kap. 07 02 Tit. 892 86 wird der Ansatz von 5.000,0 Tsd. Euro um 5.000,0 Tsd. Euro 
auf 0,0 Tsd. Euro reduziert. 

Die Verpflichtungsermächtigung wird gestrichen. 

Die eingesparten Mittel werden in Kap. 13 06 TG 51 – 64 und Kap. 13 60 TG 51 – 52 
zur Verringerung der Schuldenaufnahme bzw. Erhöhung der Tilgung am Kreditmarkt 
verwendet. 

 

 

Begründung: 

Eine einseitige Bevorzugung eines Antriebskonzepts ist abzulehnen. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier: Mobilität III – Zuschüsse zu Projekten im Bereich „Mobilität der Zukunft“ 

(Energieförderung)  
 (Kap. 07 02 Tit. 893 86) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 Tit. 893 86 wird der Ansatz von 2.000,0 Tsd. Euro um 1.000,0 Tsd. Euro 
auf 3.000,0 Tsd. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

 

Begründung: 

Die Erhöhung dient der Förderung der Forschung und Entwicklung von synthetischen 
Kraftsoffen und Antriebsystemen auf Basis von Erdgas. 

Als ein wichtiger Aspekt der sozialen Marktwirtschaft darf die horizontale Industriepolitik 
in Ausnahmefällen Themenschwerpunkte bei Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
(F&E) setzen. Dies jedoch unter dem Verständnis, dass private Unternehmen im freien 
Wettbewerb effektiver sind, perspektivische Zukunftstechnologien zu erkennen und 
marktreif zu machen. Daher ist das Einhalten der Technologie- und Ergebnisoffenheit 
bei der Setzung von F&E-Schwerpunkten durch staatliche Förderung von grundlegen-
der Wichtigkeit. 

Die Automobilbranche ist für Bayern – mehr noch als für Deutschland insgesamt – eine 
Schlüsselindustrie für Wohlstand, Innovation und Beschäftigung. Im Kern der Industrie, 
also im Bereich „Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen“, erwirtschafteten 
laut dem Bayerischen Landesamt für Statistik (2019) im Jahr 2018 rund 208 000 Be-
schäftigte einen Umsatz von 106,5 Mrd. Euro – das entspricht 28,4 Prozent des Umsat-
zes des Verarbeitenden Gewerbes im Freistaat (in Deutschland insgesamt sind es nur 
22,1 Prozent). Von diesen 208 000 Beschäftigten entfallen rund 60 Prozent auf die Au-
tomobilzulieferer. 

In der bayerischen Industriepolitik ist zu erkennen, dass im Bereich der alternativen 
Mobilität klare Förderungsschwerpunkte bei der E-Mobilität und der Wasserstofftechno-
logie gesetzt sind. Vor Allem bei der Unterstützung der H2O-Technologie ist dies nicht 
verwerflich und sogar zu begrüßen. Nach Einschätzungen des Zentrums für Indust-
rieökonomik und neue Technologien des ifo Instituts, ist im Rahmen des Strukturwan-
dels in der Automobilbranche der größere Anteil der Wertschöpfung in Bayern vor allem 
durch die Produktion der Brennstoffzelle zu bewahren. Der Wandel hin zur Elektrobat-
terie hingegen, welche hauptsächlich in Asien produziert wird, wird allein die bayeri-
schen Zulieferer ca. 55 000 Arbeitsplätze bis 2025 kosten. Auch produzieren E-Autos 
in ihrem Lebenszyklus mit dem gegenwärtigen deutschen Strommix mehr CO2 als kon-
ventionelle Verbrenner. 
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Die Technologie- und Ergebnisoffenheit bei der Setzung von F&E-Schwerpunkten ist 
nicht nur in der öffentlichen Intention, sondern auch bei der staatlichen Finanzierung de 
facto einzuhalten. Daher sollte die Forschungsförderung alternativer Antriebsmethoden 
auf weitere Bereiche, wie, z. B., synthetische Kraftstoffe, Erdgasmotoren, und andere 
zukunftsfähige Technologien ausgeweitet werden. 

Synthetische Kraftstoffe bieten im Sinne der Wertschöpfungspotenziale, CO2-Einspa-
rung und Einfachheit maßgebliche Vorteile. Synthetische Kraftstoffe können aus Kohle 
und dem CO2 der Luft oder aus Abgasen gewonnen werden, sind somit CO2-neutral 
bzw. CO2-arm. Synthetische Kraftstoffe kann man in allen Verbrennungsmotoren un-
eingeschränkt nutzen. Die vorhandene Tankstelleninfrastruktur kann weiterhin verwen-
det werden. 

Des Weiteren sind konventionelle Verbrennungsmotoren und die bestehende Tankstel-
len-Infrastruktur relativ einfach für den (hybriden) Betrieb mit Erdgas (CNG) umzurüs-
ten. Der Umbau dauert einen Werktag und kostet je PkW zwischen 3.500 bis 4.500 
Euro. Der Erdgasantrieb sehr sauber: bei der Verbrennung von CNG entsteht 25 Pro-
zent weniger CO2 als bei Benzin, keine Partikel und kaum messbare Mengen an Stick-
oxiden. CNG als Kraftstoff ist billig: der durchschnittliche Tankstellenpreis von CNG lag 
2019 bei 1,13 Euro, was bei den meisten Fahrzeugen zu Kosten unter 5 Euro pro 100 
km führt. Die Durchschnittlichen Wartungskosten belaufen sich dabei in etwa auf die 
des Benziners. 

Über synthetische Kraftstoffe und Erdgasverwertung bleibt mit dem Verbrennungsmotor 
die Wertschöpfungskette in der deutschen und bayerischen Automobilindustrie erhalten 
und wird sogar erhöht. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig, Barbara 
Fuchs, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim 
Pargent, Gisela Sengl, Dr. Markus Büchler, Patrick Friedl, Christian Hierneis, Paul 
Knoblach, Rosi Steinberger, Hans Urban, Christian Zwanziger und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2021; 
hier: Prioritäten setzen: Elektromobilität vor Wasserstoff –  

Zuschüsse für Investitionen zur Förderung der Ladeinfrastruktur 
 (Kap. 07 02 TG 82 – 87 Tit. 892 86 u. 893 87) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 werden die Mittel in TG 82 – 87 Tit. 892 86 „Zuschüsse für Investitionen 
zur Förderung der Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge“ von 5 Mio. Euro auf 
11,25 Mio. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus Kap. 13 06 neuer Tit. „Einnahmen aus der Auflage von Green 
Bonds“. 

Der Tit. wird neu beantragt. 

Die Mittel in Tit. 893 87 „Zuschüsse zur Errichtung von Wasserstofftankstellen” werden 
von 11,25 Mio. Euro auf 5 Mio. Euro gesenkt. 

Die Verpflichtungsermächtigung in Tit. 892 86 wird von 5 Mio. Euro auf 11,25 Mio. Euro 
erhöht und in Tit. 893 87 von 11,25 Mio. Euro auf 5 Mio. Euro reduziert. 

 

 

Begründung: 

Die Förderung der Ladeinfrastruktur ist im Vergleich zur Förderung der Wasserstoff-
tankstellen zu niedrig. Der Antrag sieht daher eine Umverteilung von Mitteln für Was-
serstofftankstellen zugunsten der elektrischen Ladeinfrastruktur vor. 

Die Ladeinfrastruktur im Bereich der Elektromobilität ist einer der Hemmnisse für die 
Kaufmotivation von Elektroautos. Angesichts des aus klimapolitischen Gründen drin-
gend notwendigen Hochlaufs der Elektromobilität ist es wichtig, diese Infrastruktur rasch 
auszubauen, da hier wesentlich schneller die Einsparung von Treibhausgasen erreicht 
werden kann. Die Wahrscheinlichkeit, dass Wasserstoff in den nächsten Jahrzehnten 
im Pkw-Bereich im wesentlichen Umfang eingesetzt werden kann ist gering, da der zur 
Verfügung stehende Wasserstoff sinnvollerweise primär zur Dekarbonisierung der In-
dustrie und des Flugverkehrs, der Schifffahrt und des Schwerlastverkehrs eingesetzt 
werden soll. 

Der Ausbau der Ladeinfrastruktur soll insbesondere in Bereichen gefördert werden, wo 
tagsüber viele PKW parken, z. B. P+R-Parkplätze an Regionalbahnhöfen und S-Bah-
nen, Einkaufszentren, Gewerbegebiete, damit lokale PV-Stromproduktion (PV = Photo-
voltaik) möglichst verbrauchsnah genutzt werden kann. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier: Mobilität II – Zuschüsse zur Errichtung von Wasserstofftankstellen  
 (Kap. 07 02 Tit. 893 87) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 Tit. 893 87 wird die Zweckbestimmung „Zuschüsse zur Errichtung von 
Wasserstofftankstellen“ umbenannt in „Zuschüsse zur Errichtung von Wasserstofftank-
stellen und die Umrüstung von Tankstellen für synthetische Kraftstoffe“, und der Ansatz 
von 11.250,0 Tsd. Euro um 3.750,0 Tsd. Euro auf 15.000,0 Tsd. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

 

Begründung: 

Als ein wichtiger Aspekt der sozialen Marktwirtschaft darf die horizontale Industriepolitik 
in Ausnahmefällen Themenschwerpunkte bei Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
(F&E) setzen. Dies jedoch unter dem Verständnis, dass private Unternehmen im freien 
Wettbewerb effektiver sind, perspektivische Zukunftstechnologien zu erkennen und 
marktreif zu machen. Daher ist das Einhalten der Technologie- und Ergebnisoffenheit 
bei der Setzung von F&E-Schwerpunkten durch staatliche Förderung von grundlegen-
der Wichtigkeit.  

Die Automobilbranche ist für Bayern – mehr noch als für Deutschland insgesamt – eine 
Schlüsselindustrie für Wohlstand, Innovation und Beschäftigung. Im Kern der Industrie, 
also im Bereich „Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen“, erwirtschafteten 
laut dem Bayerischen Landesamt für Statistik (2019) im Jahr 2018 rund 208 000 Be-
schäftigte einen Umsatz von 106,5 Mrd. Euro – das entspricht 28,4 Prozent des Umsat-
zes des Verarbeitenden Gewerbes im Freistaat (in Deutschland insgesamt sind es nur 
22,1 Prozent). Von diesen 208 000 Beschäftigten entfallen rund 60 Prozent auf die Au-
tomobilzulieferer. 

In der bayerischen Industriepolitik ist zu erkennen, dass im Bereich der alternativen 
Mobilität klare Förderungsschwerpunkte bei der E-Mobilität und der Wasserstofftechno-
logie gesetzt sind. Vor allem bei der Unterstützung der H2O-Technologie ist dies nicht 
verwerflich und sogar zu begrüßen. Nach Einschätzungen des Zentrums für Indust-
rieökonomik und neue Technologien des ifo Instituts, ist im Rahmen des Strukturwan-
dels in der Automobilbranche der größere Anteil der Wertschöpfung in Bayern vor allem 
durch die Produktion der Brennstoffzelle zu bewahren. Der Wandel hin zur Elektrobat-
terie hingegen, welche hauptsächlich in Asien produziert wird, wird allein die bayeri-
schen Zulieferer ca. 55 000 Arbeitsplätze bis 2025 kosten. Auch produzieren E-Autos 
in ihrem Lebenszyklus mit dem gegenwärtigen deutschen Strommix mehr CO2 als kon-
ventionelle Verbrenner.  
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Die Technologie- und Ergebnisoffenheit bei der Setzung von F&E-Schwerpunkten ist 
nicht nur in der öffentlichen Intention, sondern auch bei der staatlichen Finanzierung de 
facto einzuhalten. Daher sollte die Forschungsförderung alternativer Antriebsmethoden 
auf weitere Bereiche, wie, z. B. synthetische Kraftstoffe, Erdgasmotoren, und andere 
zukunftsfähige Technologien ausgeweitet werden. 

Synthetische Kraftstoffe bieten im Sinne der Wertschöpfungspotenziale, CO2-Einspa-
rung und Einfachheit maßgebliche Vorteile. Synthetische Kraftstoffe können aus Kohle 
und dem CO2 der Luft oder aus Abgasen gewonnen werden, sind somit CO2-neutral 
bzw. CO2-arm. Synthetische Kraftstoffe kann man in allen Verbrennungsmotoren un-
eingeschränkt nutzen. Die vorhandene Tankstelleninfrastruktur kann weiterhin verwen-
det werden. 

Des Weiteren sind konventionelle Verbrennungsmotoren und die bestehende Tankstel-
len-Infrastruktur relativ einfach für den (hybriden) Betrieb mit Erdgas (CNG) umzurüs-
ten. Der Umbau dauert einen Werktag und kostet je Pkw zwischen 3.500 bis 4.500 Euro. 
Der Erdgasantrieb sehr sauber: bei der Verbrennung von CNG entsteht 25 Prozent we-
niger CO2 als bei Benzin, keine Partikel und kaum messbare Mengen an Stickoxiden. 
CNG als Kraftstoff ist billig: der durchschnittliche Tankstellenpreis von CNG lag 2019 
bei 1,13 Euro, was bei den meisten Fahrzeugen zu Kosten unter 5 Euro pro 100 km 
führt. Die durchschnittlichen Wartungskosten belaufen sich dabei in etwa auf die des 
Benziners.  

Über synthetische Kraftstoffe und Erdgasverwertung bleibt mit dem Verbrennungsmotor 
die Wertschöpfungskette in der deutschen und bayerischen Automobilindustrie erhalten 
und wird sogar erhöht. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Tessa Ganserer, Barbara 
Fuchs, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim 
Pargent, Gisela Sengl, Benjamin Adjei, Kerstin Celina, Christina Haubrich, 
Claudia Köhler, Andreas Krahl, Eva Lettenbauer, Stephanie Schuhknecht und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2021; 
hier: Beschaffung behindertengerechter Arbeitsplatzausstattung 
 (Kap. 07 02 neuer Tit.)  

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 wird ein neuer Tit. „Beschaffung behindertengerechter Arbeitsplatzaus-
stattung“ eingestellt und mit Mitteln in Höhe von 61,6 Tsd. Euro ausgestattet. 

 

 

Begründung: 

Die Einstellung und Weiterbeschäftigung von Menschen mit Behinderung darf nicht da-
ran scheitern, dass nicht ausreichend Mittel zur Verfügung stehen, um einen Arbeits-
platz behindertengerecht auszustatten. Deswegen soll das Erfolgsmodell der zentralen 
Ansätze für Aufträge der einzelnen Ressorts an Werkstätten für behinderte Menschen 
und Inklusionsbetriebe auf die behindertengerechte Arbeitsplatzausstattung übertragen 
werden. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier: Mobilität I – Zuschüsse zu Projekten der Initiative „Fahrzeugtechnologie 

von morgen“  
 (Kap. 07 02 neuer Tit.) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 02 wird ein neuer Tit. „Förderung der Forschung und Entwicklung von syn-
thetischen Kraftsoffen und Antriebsystemen auf Basis von Erdgas“ mit einem Ansatz 
von 4.000,0 Tsd. Euro ausgewiesen. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

 

Begründung: 

Als ein wichtiger Aspekt der sozialen Marktwirtschaft darf die horizontale Industriepolitik 
in Ausnahmefällen Themenschwerpunkte bei Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
(F&E) setzen. Dies jedoch unter dem Verständnis, dass private Unternehmen im freien 
Wettbewerb effektiver sind, perspektivische Zukunftstechnologien zu erkennen und 
marktreif zu machen. Daher ist das Einhalten der Technologie- und Ergebnisoffenheit 
bei der Setzung von F&E-Schwerpunkten durch staatliche Förderung von grundlegen-
der Wichtigkeit. 

Die Automobilbranche ist für Bayern – mehr noch als für Deutschland insgesamt – eine 
Schlüsselindustrie für Wohlstand, Innovation und Beschäftigung. Im Kern der Industrie, 
also im Bereich „Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen“, erwirtschafteten 
laut dem Bayerischen Landesamt für Statistik (2019) im Jahr 2018 rund 208.000 Be-
schäftigte einen Umsatz von 106,5 Mrd. Euro – das entspricht 28,4 Prozent des Umsat-
zes des verarbeitenden Gewerbes im Freistaat (in Deutschland insgesamt sind es nur 
22,1 Prozent). Von diesen 208 000 Beschäftigten entfallen rund 60 Prozent auf die Au-
tomobilzulieferer.  

In der bayerischen Industriepolitik ist zu erkennen, dass im Bereich der alternativen 
Mobilität klare Förderungsschwerpunkte bei der E-Mobilität und der Wasserstofftechno-
logie gesetzt sind. Vor allem bei der Unterstützung der H2O-Technologie ist dies nicht 
verwerflich und sogar zu begrüßen. Nach Einschätzungen des Zentrums für Indust-
rieökonomik und neue Technologien des ifo Instituts, ist im Rahmen des Strukturwan-
dels in der Automobilbranche der größere Anteil der Wertschöpfung in Bayern vor allem 
durch die Produktion der Brennstoffzelle zu bewahren. Der Wandel hin zur Elektrobat-
terie hingegen, welche hauptsächlich in Asien produziert wird, wird allein die bayeri-
schen Zulieferer ca. 55.000 Arbeitsplätze bis 2025 kosten. Auch produzieren E-Autos 
in ihrem Lebenszyklus mit dem gegenwärtigen deutschen Strommix mehr CO2 als kon-
ventionelle Verbrenner.  
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Die Technologie- und Ergebnisoffenheit bei der Setzung von F&E-Schwerpunkten ist 
nicht nur in der öffentlichen Intention, sondern auch bei der staatlichen Finanzierung de 
facto einzuhalten. Daher sollte die Forschungsförderung alternativer Antriebsmethoden 
auf weitere Bereiche, wie, z. B., synthetische Kraftstoffe, Erdgasmotoren, und andere 
zukunftsfähige Technologien, ausgeweitete werden. 

Synthetische Kraftstoffe bieten im Sinne der Wertschöpfungspotenziale, CO2-Einspa-
rung und Einfachheit maßgebliche Vorteile. Synthetische Kraftstoffe können aus Kohle 
und dem CO2 der Luft oder aus Abgasen gewonnen werden, sind somit CO2-neutral 
bzw. CO2-arm. Synthetische Kraftstoffe kann man in allen Verbrennungsmotoren un-
eingeschränkt nutzen. Die vorhandene Tankstelleninfrastruktur kann weiterhin verwen-
det werden. 

Des Weiteren sind konventionelle Verbrennungsmotoren und die bestehende Tankstel-
len-Infrastruktur relativ einfach für den (hybriden) Betrieb mit Erdgas (CNG) umzurüs-
ten. Der Umbau dauert einen Werktag und kostet je PkW zwischen 3.500 bis 4.500 
Euro. Der Erdgasantrieb sehr sauber: bei der Verbrennung von CNG entsteht 25 Pro-
zent weniger CO2 als bei Benzin, keine Partikel und kaum messbare Mengen an Stick-
oxiden. CNG als Kraftstoff ist billig: der durchschnittliche Tankstellenpreis von CNG lag 
2019 bei 1,13 Euro, was bei den meisten Fahrzeugen zu Kosten unter 5 Euro pro 100 
km führt. Die Durchschnittlichen Wartungskosten belaufen sich dabei in etwa auf die 
des Benziners. 

Über synthetische Kraftstoffe und Erdgasverwertung bleibt mit dem Verbrennungsmotor 
die Wertschöpfungskette in der deutschen und bayerischen Automobilindustrie erhalten 
und wird sogar erhöht.  
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Harald Güller, Annette Karl, Florian Ritter, Klaus Adelt, Horst 
Arnold, Inge Aures, Florian von Brunn, Michael Busch, Martina Fehlner, Christian 
Flisek, Volkmar Halbleib, Alexandra Hiersemann, Natascha Kohnen, Ruth Müller, 
Doris Rauscher, Markus Rinderspacher, Stefan Schuster, Diana Stachowitz, 
Dr. Simone Strohmayr, Arif Taşdelen, Ruth Waldmann, Margit Wild SPD 

Haushaltsplan 2021;  
hier: Digitalbonus  
 (Kap. 07 03 Tit. 683 01)  

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

Im Kap. 07 03 (Allgemeine Wirtschaftsförderung) werden im Tit. 683 01 (Zuschüsse und 
sonstige Ausgaben zur Durchführung des Förderprogramms Digitalbonus für KMU) die 
Mittel von 40.000,0 Tsd. Euro um 10.000,0 Tsd. Euro auf 50.000,0 Tsd. angehoben. 

 

 

Begründung: 

Unternehmen mit einem hohen Digitalisierungsgrad haben in der aktuellen Krise einen 
deutlichen Vorteil. Das Instrument des Digitalbonus hat sich in der Vergangenheit als 
äußert erfolgreiches Instrument bei der Unterstützung von kleinen und mittleren Unter-
nehmen und des Handwerks bei der Digitalisierung erwiesen. 

Da das Programm allerdings bereits vor der Krise dem tatsächlichen Bedarf nicht ge-
recht wurde, wäre gerade jetzt eine Weiterentwicklung und finanzielle Aufstockung 
umso wichtiger, weil viele kleine und mittelständische Unternehmen in der Krise noch 
weniger Kapital für Innovationen aufbringen können. Das Programm sollte auch die Be-
schäftigten in den Blick nehmen, indem ab 2021 auch Investitionen in die Qualifizierung 
der Mitarbeiter im Bereich Digitalkompetenz förderfähig werden, denn die Modernisie-
rung der Wirtschaft muss zusammen mit den Beschäftigten vollzogen werden. Diese 
müssen in die Lage versetzt werden, mit der Digitalisierung umzugehen und den Struk-
turwandel mitzugehen. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Martin Hagen, Albert Duin, Julika Sandt, Alexander Muthmann, 
Matthias Fischbach und Fraktion (FDP) 

Haushaltsplan 2021; 
hier: Zuschüsse und sonstige Ausgaben zur Durchführung des Förderpro-

gramms Digitalbonus für KMU 
 (Kap. 07 03 Tit. 683 01) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 03 wird der Tit. 683 01 (Zuschüsse und sonstige Ausgaben zur Durchführung 
des Förderprogramms Digitalbonus für KMU) für das Jahr 2021 um 20.000.000 Euro 
von 40.000.000 Euro auf 60.000.000 Euro erhöht. 

 

 

Begründung: 

Die Digitalisierung der klein- und mittelständischen Unternehmen muss weiter zügig vo-
ranschreiten. Das Förderprogramm Digitalbonus ist sehr erfolgreich, die Nachfrage ist 
seit Einführung des Programms Ende 2016 anhaltend groß. Der Freistaat muss hier 
einen kontinuierlichen Programmablauf gewährleisten. Künftig sollen auch Freiberufler 
vom Digitalbonus profitieren. Da die Zielgruppe ausgeweitet wird, müssen Mehrausga-
ben vorgesehen werden. Die Mittel für den Digitalbonus müssen aufgestockt werden, 
um die Mehrausgaben zu decken, wenn Freiberufler antragsberechtigt werden. Mit der 
Einbeziehung der Freiberufler in den Digitalbonus muss sich die Zahl der bewilligten 
Anträge erhöhen.  
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Änderungsantrag 
der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  

hier: Digital I – Zuschüsse und sonstige Ausgaben zur Durchführung des För-
derprogramms Digitalbonus für KMU  

 (Kap. 07 03 Tit. 683 01) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 03 Tit. 683 01 wird die Zweckbestimmung „Zuschüsse und sonstige Ausga-
ben zur Durchführung des Förderprogramms Digitalbonus für KMU“ umbenannt in „Zu-
schüsse und sonstige Ausgaben zur Durchführung des Förderprogramms Digitalbonus 
für KMU und Soloselbstständige“ und der Ansatz von 40.000,0 Tsd. Euro um 20.000,0 

Tsd. Euro auf 60.000,0 Tsd. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln.  

 

Begründung: 

In Fragen Digitalisierung nimmt Bayern unter den Bundes- und EU-Ländern nur den 
Mittelwert ein. Im aktuellen Digitalisierungsindex der Telekom erreicht Bayern nur Mit-
telwert zwischen den Bundesländern.  

Die Digitalisierung (Industrie 4.0) ist ein dynamischer disruptiver Strukturwandel, wel-
cher sich in Deutschland über u. a. fehlendes digitales Knowhow der Arbeitskräfte und 
Unternehmen auswirkt. In diesen drei Bereichen sollte die Regierung: Genehmigungs-
verfahren beschleunigen, Gigabit-Voucher austeilen, das digitale Förderwesen für Un-

ternehmen vereinfachen.  

Leider sind ohne sachlichen Grund Soloselbstständige von der Fördermöglichkeit des 
bayerischen „Digitalbonus“ ausgeschlossen. Dabei sind etwa Rechtsanwälte – im Ge-
gensatz zu Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft – dazu verpflichtet, zur Ausübung 
ihres Berufs mit Behörden und Gerichten digital zu kommunizieren. Hier besteht offen-
sichtlich eine Benachteiligung, die umgehend aufgehoben werden muss. Der Freistaat 
sollte sich dabei ein Beispiel an den Nachbarländern Baden-Württemberg und Hessen 
nehmen, die bei vergleichbaren Förderprogrammen wie der „Digitalisierungsprämie “ 
und dem „Zuschuss zu Digitalisierungsmaßnahmen“ Soloselbstständigen dieselben 
Rechte einräumen wie Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft. 
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Änderungsantrag 
der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  

hier: Digital II – Zuschüsse zur Förderung von Forschungs-, Entwicklungs- und 
Technologieprojekten zur Digitalisierung Bayerns  

 (Kap. 07 03 Titel 685 69) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 03 Tit. 685 69 wird der Ansatz von 8.300,0 Tsd. Euro um 2.700,0 Tsd. Euro 

auf 11.000,0 Tsd. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln.  

 

 

Begründung: 

In Fragen Digitalisierung nimmt Bayern unter den Bundes- und EU-Ländern nur den 
Mittelwert ein. Im aktuellen Digitalisierungsindex der Telekom erreicht Bayern nur Mit-
telwert zwischen den Bundesländern. 

Leider blieb Bayern mit Staatsausgaben (einschließlich Ausgaben für Hochschulen) für 
Forschung und Entwicklung (F&E) von nur 0,7 Prozent des regionalen BIP im Jahr 2018 
hinter über 100 verschiedenen europäischen Regionen und Ländern zurück, darunter 
viele nord- und osteuropäische Länder. Die bayerischen staatlichen Beihilfen für F&E 
waren noch geringer. Dies zeigt sich daran, dass die deutschen staatlichen F&E-Beihil-
fen insgesamt weniger als 0,05 Prozent des BIP ausmachten und hinter Ländern wie 
Finnland, Tschechien, Ungarn, Belgien, Polen, dem Vereinigten Königreich und Frank-

reich (0,1 bis 0,5 Prozent des BIP) zurückblieben.  

Innovationen bei Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) erhöhen die 
Produktivität in allen Wirtschaftsbereichen. Eine neue Studie zeigt, dass IKT-Fortschrit t  
die Unternehmensnutzer dieser Technologien seit Mitte der 2000er effizienter gemacht  

hat. 

Wegen des demografischen Wandels ist es umso wichtiger die (digitale) Produktivität  
jedes Erwerbstätigen zu steigern. Dabei könnten Fachkräfte Steuervorteile je nach 
Qualifizierungsgrad bekommen. Ausgleichend dafür muss das Angebot dualer berufs-
begleitender Aus- und Weiterbildung staatlich unterstützt werden, vor allem, im Bereich 

IT und KI an Hochschulen und der dualen Berufsbildung. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier: Digital III – Zuschüsse zur angewandten Forschung im Bereich Informa-

tions- und Kommunikationstechnologien  
 (Kap. 07 03 Tit. 686 69) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 werden folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 03 Tit. 686 69 wird der Ansatz von 25.457,7 Tsd. Euro um 8.542,3 Tsd. Euro 
auf 34.000,0 Tsd. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

 

Begründung: 

In Fragen Digitalisierung nimmt Bayern unter den Bundes- und EU-Ländern nur den 
Mittelwert ein. Im aktuellen Digitalisierungsindex der Telekom erreicht Bayern nur Mit-
telwert zwischen den Bundesländern. 

Leider blieb Bayern mit Staatsausgaben (einschließlich Ausgaben für Hochschulen) für 
Forschung und Entwicklung (F&E) von nur 0,7 Prozent des regionalen BIP im Jahr 2018 
hinter über 100 verschiedenen europäischen Regionen und Ländern zurück, darunter 
viele nord- und osteuropäische Länder. Die bayerischen staatlichen Beihilfen für F&E 
waren noch geringer. Dies zeigt sich daran, dass die deutschen staatlichen F&E-Beihil-
fen insgesamt weniger als 0,05 Prozent des BIP ausmachten und hinter Ländern wie 
Finnland, Tschechien, Ungarn, Belgien, Polen, dem Vereinigten Königreich und Frank-
reich (0,1 bis 0,5 Prozent des BIP) zurückblieben. 

Innovationen bei Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) erhöhen die 
Produktivität in allen Wirtschaftsbereichen. Eine neue Studie zeigt, dass IKT-Fortschritt 
die Unternehmensnutzer dieser Technologien seit Mitte der 2000er effizienter gemacht 
hat. 

Wegen des demografischen Wandels ist es umso wichtiger die (digitale) Produktivität 
jedes Erwerbstätigen zu steigern. Dabei könnten Fachkräfte Steuervorteile je nach 
Qualifizierungsgrad bekommen. Ausgleichend dafür muss das Angebot dualer berufs-
begleitender Aus- und Weiterbildung staatlich unterstützt werden, vor allem, im Bereich 
IT und KI an Hochschulen und der dualen Berufsbildung. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Stephanie Schuhknecht, 
Barbara Fuchs, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena 
Osgyan, Tim Pargent, Gisela Sengl, Benjamin Adjei, Kerstin Celina, Tessa 
Ganserer, Christina Haubrich, Claudia Köhler, Andreas Krahl, Eva Lettenbauer 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2021;  
hier: Existenzgründungsmonitor  
 (Kap. 07 03 Tit. 683 13) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 03 werden die Mittel in Tit. 683 13 „Zuschüsse und sonstige Ausgaben zur 
Förderung der Betreuung von Existenzgründern und Betriebsübernehmern durch Bera-
tung und Fortbildung sowie Finanzierung gezielter Maßnahmen zur Verbesserung der 
Gründungsdynamik und des Gründungsklimas“ um 200.000 Euro erhöht. 

 

 

Begründung: 

Noch immer gibt es in Deutschland und Bayern keine Gründungsstatistik. Häufig wird 
auf die Zahlen zur Gewerbeanmeldung zurückgegriffen, die aber für das Gründungsge-
schehen leider wenig aussagekräftig sind. 

Um eine zielgenaue Förderung und passgenaue Lösungen für Gründerinnen und Grün-
der in Bayern zu finden, sind aktuelle Daten und Zahlen unbedingt erforderlich. Deswe-
gen braucht es eine zügige Erstellung eines umfassenden Existenzgründungsmonitors. 
Denn es ist wichtig, dass eine breite Palette an Maßnahmen für Existenzgründerinnen 
und -gründer sowie Startups zur Verfügung steht und diese Maßnahmen auch daten-
basiert evaluiert werden. 

Alle zwei Jahre soll ein Existenzgründungsmonitor für Bayern erstellt werden. Dabei 
sollen neben dem Gesamtüberblick über das Gründungsgeschehen explizit die Themen 
Existenzgründerinnen, Startups, Social Entrepreneurs und Green Startups eingehender 
betrachtet werden. Der erste Monitor soll im Jahr 2022 vorgelegt werden. 
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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Katrin 
Ebner-Steiner, Uli Henkel, Ferdinand Mang, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2021;  
hier: KMU II �± Zuschüsse und sonstige Ausgaben zur Förderung der Betreuung 

von Existenzgründern und Betriebsübernehmern durch Beratung und Fort-
bildung sowie Finanzierung gezielter Maßnahmen zur Verbesserung der 
Gründungsdynamik und des Gründungsklimas  

 (Kap. 07 03 Tit. 683 13) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2021 wird folgende Änderung vorgenommen: 

In Kap. 07 03 Tit. 683 13 wird der Ansatz von 1.800,0 Tsd. Euro um 600,0 Tsd. Euro 
auf 2.400,0 Tsd. Euro erhöht. 

Die Deckung erfolgt aus den in Kap. 03 13 Tit. 517 11 eingesparten Mitteln. 

 

 

Begründung: 

Im internationalen Vergleich, insbesondere mit den USA und dem Vereinigten König-
reich, fehlt es Deutschland und Bayern an Volumen im Bereich Beteiligungs- und Wag-
�Q�L�V�N�D�S�L�W�D�O���G�X�U�F�K���S�U�L�Y�D�W�H���,�Q�Y�H�V�W�R�U�H�Q�����V�R�J�����ÄPrivate E�T�X�L�W�\�³�������$�X�I�J�U�X�Q�G���G�H�V���E�H�V�F�K�U�l�Q�N�W�H�Q��
Zugangs zum öffentlichen Kapitalmarkt ist Wagnis- und Wachstumskapital für Startups 
von besonderer Bedeutung. Risikokapitalfinanzierungen erfolgen in der Regel durch Ei-
genkapital oder einen Mix von Eigen- und Fremdkapital (Hybrid-/Mezzanine-Kapital). 
Hier hinkt Deutschland im internationalen Vergleich noch immer hinterher. So lag der 
Anteil von Wagniskapitalinvestitionen am BIP in Deutschland mit 0,02 Prozent unter 
dem gesamteuropäischen Durchschnitt von 0,03 Prozent.  

Das rückläufige Produktivitätswachstum und die Zombifizierung der bayerischen Wirt-
schaft sind u.a. auf eine sinkende Gründungsdynamik zurückzuführen.  [2] Wurden im 
Zeitraum 2007 bis 2009 46 Prozent (64 Prozent) der Early Stage (Later Stage)-Invest-
ments in Bayern und Baden-Württemberg getätigt, so waren es zwischen 2016 und 
2018 nur noch 28 Prozent (27 Prozent). Auch die Bedeutung anderer Flächenländer ist 
tendenziell rückläufig.  

Eine erfolgreiche Gründerszene einer Volkswirtschaft stärkt also maßgeblich ihre Inno-
vationskraft. Die Anzahl der Gründungen in den letzten Jahren war stark rückläufig. Da 
Gründungsförderpolitik immer auch Innovationspolitik ist, sollten die hemmenden Bar-
rieren zur Innovationsförderung in den Förderprogrammen deutlich reduziert werden.  

 


